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1I.   Einleitung
 Seit einigen Jahren gibt es in Japan eine Kampagne gegen Richter des Obersten Ge-
richtshofs. Die Bevölkerung wird kurz vor Unterhauswahlen in ganzseitigen Zeitungsanzei-
gen und anderen Aktionen dazu aufgerufen, von der gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit der 
Entlassung dieser Richter Gebrauch zu machen. Träger der Aktion ist eine nicht auf Erwerb 
gerichtete juristische Person1, die den Namen „Zusammenkunft der japanischen Bevölkerung 
zur Verwirklichung des Prinzips:  Eine Person – Eine Stimme“2 trägt. Hinter dem genannten 
Rechtsträger verbergen sich bekannte Persönlichkeiten unter Rechtsanwälten, Universitätspro-
fessoren, Journalisten und Leiter von Unternehmen. Maskottchen der Bewegung sind wegen 
der Synonymität des japanischen Ausdrucks hyō  für Stimme (表) und Leopard (豹) zwei Leo-
parden, die Wahlurnen mit der Aufschrift „1 Person – 1 Stimme“ bzw. „1 Person – 0,6 Stimmen“ 
tragen. Damit wird auf den Unterschiede im Stimmwert3 hingewiesen. 
 Auf der von der Gruppe betriebenen Homepage4 kann jeder für jeden beliebigen Wahlbe-
zirk5 in Japan den Stimmwert eines Wahlberechtigten6 für den Fall ablesen, dass Wahlen zum 
Parlament7 anstehen. Aus der Übersicht wird deutlich, dass der Stimmwert einer abgegebenen 
Stimme je nach Wahlbezirk stark variiert. In den ländlich geprägten Gegenden Japans ist der 
Stimmwert hoch, in den städtischen Gegenden niedrig. Die Betreiber der Homepage halten die 
Obersten Richter für diese Situation verantwortlich, weil der Oberste Gerichtshof sich konse-
quent weigert, die Wahlen in den Wahlbezirken, in denen der Stimmwert unter eins liegt, für 
unwirksam zu erklären. Aus den Anzeigen in den Tageszeitungen können die Namenslisten der 
Richter, denen das Misstrauen ausgesprochen werden soll, ausgeschnitten werden, damit sich 
die Liste mit in die Wahlkabine nehmen lässt, oder man bedient sich dafür der verteilten Hand-
 1 特定非営利活動法人 Tokutei hieiri katsudō hōjin 
 2 一人一票実現国民会議 Hitori ippyō jitsugen kokumin kaigi
 3 投票価値 Tōhyō kachi
 4 http://www.ippyo.org
 5 選挙区 Senkyoku
 6 有権者 Yūkensha 
 7 国会 Kokkai, wörtlich Staatsversammlung
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zettel (siehe Abbildung).
 Ein Misstrauensvotum gegen 
Oberste Richter ist möglich gemäß Art. 
79 Abs. 2 und 3 der japanischen Ver-
fassung8 und dem gemäß Art. 79 Abs. 
4 erlassenen Gesetz über die Prüfung 
der Eignung der Richter des Obersten 
Gerichtshofs durch das Staatsvolk9. 
Das Gesetz ist Ausfluss der Verwirkli-
chung des Verfassungsgrundsatzes der 
Volkssouveränität. Danach unterliegt 
die Ernennung der Richter des Ober-
sten Gerichtshofs der Prüfung durch das Staatsvolk bei der ersten auf die Ernennung folgenden 
Wahl des Unterhauses und erneut bei der ersten Unterhauswahl nach Vollendung einer zehn-
jährigen Amtszeit, falls der betreffende Richter dann noch im Amt ist. Spricht sich die Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen für die Entlassung des Richters aus, ist dieser zu entlassen. 
Eine Mehrheit für die Entlassung hat sich bisher noch nie gefunden. Allenfalls etwa 15% der 
Wähler geben ihre Stimme gegen den einen oder anderen Richter ab.  
 Um die Haltung des Obersten Gerichtshofs beleuchten zu können, sind hier zunächst die 
rechtlichen Grundlagen getrennt nach den betroffenen Verfassungsgrundsätzen Demokratie 
und Rechtsstaatsprinzip und den Grundrechten Freizügigkeit und Gleichheit vorzustellen. In 
einem weiteren Abschnitt kann dann die jeweilige Wahl zum Unterhaus und das dazu ergange-
ne Urteil des Obersten Gerichtshofs untersucht werden. Am Ende der Darstellung findet sich 
eine kritische Auseinandersetzung mit den ermittelten Ergebnissen. Abschließend kann eine 
Antwort darauf gegeben werden, ob die beschriebene Kampagne gegen die Richter vertretbar 
ist. 
II.   Rechtliche Grundlagen
1.   Demokratie
 Der Verfassung zugrundeliegende Verfassungsgrundsätze10 sind in Japan anerkannt. Aller-
dings gibt es keine einheitliche Darstellung oder gar ein abgerundetes Bild dieser Verfassungs-
grundsätze. Grundsätzlich wird indes die Volkssouveränität11 zu diesen Verfassungsgrundsät-
 8 日本国憲法 Nihonkoku Kenpō, Gesetz vom 3.11.1946. Deutschsprachige Übersetzungen in Röhl, Wil-
helm: Die japanische Verfassung. Frankfurt/Main: Metzner 1963, 81-144; Zachert, Herbert: Die japa-
nische Verfassung vom 3. November 1946, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zu Das Parlament, 
B 40-41 (1964), 13-23; Franz, Günther (Hg.): Staatsverfassungen. Eine Sammlung wichtiger Verfassun-
gen der Vergangenheit und Gegenwart in Urtext und Übersetzung. 2. Aufl. München: Oldenbourg 1964, 
542-557; Neumann, Reinhard: Änderung und Wandlung der japanischen Verfassung. Köln: Heymanns 
1982, 185-204; Heuser, Robert/Yamazaki Kazuaki: Verfassungsrecht (Kempō) von Miyazawa Toshiyo-
shi. Heymanns: Köln 1986, 297-312; Eisenhardt, Ulrich u.a. (Hg.): Japanische Entscheidungen zum Ver-
fassungsrecht in deutscher Sprache. Carl Heymanns: Köln 1998, 533-554.
 9 最高裁判所裁判官国民審査法 Saikō saibansho saibankan kokumin shinsa hō: Gesetz Nr. 136/1947, zu-
letzt geändert durch Gesetz Nr. 60/2015.
10 基本原理 Kihon genri oder 憲法原理 Kenpō genri 
11 国民主権 Kokumin shuken
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zen gezählt. Daraus wird das Erfordernis einer Demokratie12 abgeleitet.13
 So liegt die Staatsgewalt nach der Präambel der geltenden japanischen Verfassung beim 
Volk.. „Wir, das japanische Volk, ..., verkünden hiermit, daß die oberste Gewalt beim Volk 
liegt, ... .“ Die Staatsgewalt wird durch verschiedene Teilgewalten ausgeübt. Diese Teilgewal-
ten unterliegen dem Demokratieprinzip. Allerdings ist zumeist nicht die direkte Demokratie14 
angesprochen, sondern die indirekte Demokratie, in der der Volkswille durch vom Volk ge-
wählte Amtsträger verwirklicht wird. Das folgt aus verschiedenen Verfassungsbestimmungen. 
So lautet etwa Art. 15 Abs. 1 der Verfassung: „Das Volk hat das unveräußerliche Recht, seine 
öffentlichen Amtsträger zu wählen und zu entlassen.“
 Das Erfordernis der Wahl ist für die hier interessierende Teilgewalt Legislative umgesetzt. 
Die Legislative auf der Staatsebene15 ist die Parlament genannte gesetzgebende Körperschaft. 
Sie besteht gemäß Art. 42 der Verfassung aus zwei Häusern, dem Unterhaus und dem Ober-
haus.16 Art. 43 ergänzt: „Beide Häuser setzen sich aus gewählten, das ganze Volk vertretenden 
Mitgliedern zusammen.“ Hier geht es nur um das Unterhaus, obwohl die im folgenden anzu-
sprechenden Probleme auch für die Wahl zum Oberhaus bestehen. Die Wahl der Abgeordneten 
des Unterhauses ist im Gesetz über die Wahl in öffentliche Ämter17 geregelt.
 Das im genannten Gesetz nach dem Ende des Pazifischen Krieges auf der Grundlage der 
seinerzeit neuen Verfassung normierte Wahlrecht konnte als relatives Mehrheitswahlsystem in 
mittelgroßen Mehrmandatswahlbezirken18 bezeichnet werden. Je nach der Größe der Bevöl-
kerung pro Wahlbezirk wurden durch Wahlen jeweils drei bis fünf Abgeordnete ins Unterhaus 
entsandt. Diese Struktur behinderte die Entstehung eines Parteiensystems, weil Personen der 
gleichen politischen Couleur gegeneinander antraten. Es führte aber 1955 zur Bildung eines 
in der Folgezeit sehr erfolgreichen Wahlvereins, der den Namen einer Partei: Freie Demokra-
tische Partei19 annahm und es schaffte, ununterbrochen bis 1993 die Regierungen zu stellen, 
ohne auf die Bildung einer Koalition mit einer anderen Partei angewiesen zu sein.
 Dieses „55er System“ genannte Phänomen konnte erst nach mehreren großen politischen 
Skandalen, in die regelmäßig Abgeordnete dieser Partei verwickelt waren, infolge der Un-
terhauswahl des Jahres 1993 beendet werden. Seinerzeit gelang es, eine Koalitionsregierung 
mehrerer kleiner politischer Parteien zustandezubringen, an dem die Freie Demokratische Par-
tei nicht beteiligt war. Diese neuen Regierungsparteien widmeten sich sofort einer Wahlrechts-
reform, die im Jahre 1994 in Kraft trat.
 Das seinerzeit verabschiedete und bis heute geltende Wahlrecht kann als paralleles 
12 民主主義 Minshu shugi
13 Z. B. Heuser, Robert/Yamazaki, Kazuaki (Fn.4.), 50 f. 
14 So aber bei der erforderlichen Zustimmung des Volkes bei der Verfassungsänderung gemäß Art. 96 Abs. 
1 der Verfassung.
15 Es gibt unterhalb der Staatsebene weitere Gebietskörperschaften in zwei Stufen, die Präfekturen (都道府
県 to, dō, fu, ken) und die kommunalen Gebietskörperschaften (市村町区 shi, son, chō, ku).
16 Die japanischen Bezeichnungen dieser beiden Häuser lassen sich nur schwer in die deutsche Rechtssprache 
übersetzen, weil latent die Gefahr besteht, dass wegen der verwendeten Begriffe falsche Vorstellungen 
geweckt werden. Dennoch soll hier – wie im deutschen Sprachraum häufig, dem englischen Sprachge-
brauch folgend – von Unterhaus (衆議院 shūgiin) und Oberhaus (参議院 sangiin) gesprochen werden.
17 公職選挙法 Kōshoku senkyo hō, Gesetz Nr. 100/1950, zuletzt geändert durch Gesetz 43/2015.
18 中選挙区制度 Chū senkyoku seido
19 自由民主党 Jiyū minshu tō
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Mehrheits- und Verhältniswahlsystem20 bezeichnet werden.21 Eine bestimmte Anzahl von Sit-
zen22 im Unterhaus wird von gewählten Personen besetzt, die in Einpersonenwahlbezirken23 
die meisten Stimmen auf sich vereinigen können: Mehrheitswahl. Scheidet ein Abgeordneter24, 
der seinen Sitz in einem Einpersonenwahlbezirk errungen hat, vor der nächsten Wahl aus, ist 
eine Nachwahl25 in diesem Wahlbezirk nötig.
 Die übrigen Sitze werden auf der Grundlage von Listen vergeben. Dazu ist das Land in 11 
geographische Blöcke aufgeteilt. Auf der für jeden Block aufzustellenden Liste sind Personen 
unter dem Namen einer Partei in einer durch diese Partei festgelegten Reihenfolge aufgeführt.26 
Die von jedem Block zu vergebenden Sitze werden nach den für die jeweiligen Partei abgege-
benen Stimmen verteilt: Verhältniswahl. Scheidet ein Abgeordneter, der seinen Sitz dieser Ver-
hältniswahl zu verdanken hat, aus, bedarf es keiner Nachwahl, sondern der freigewordene Sitz 
wird von der auf der Liste genannten nächsten Person der betroffenen Partei eingenommen. 
 Der Wähler hat also zwei Stimmen. Eine Stimme, mit der er einen Kandidaten im Einper-
sonenwahlbezirk wählt und eine weitere Stimme, mit der er sich für eine Partei auf der Liste 
des Blocks entscheidet. Einer Partei nicht zugehörige unabhängige Kandidaten können damit 
nur in den Einpersonenwahlbezirken zum Zuge kommen. Überhangmandate gibt es nicht, weil 
die Anzahl der Sitze, die über die Mehrheitswahl einerseits und die Verhältniswahl andererseits 
besetzt werden, starr festgelegt ist. Die Listenwahl bleibt hier außer Betracht, obwohl die im 
Folgenden aufgeworfenen Fragen auch für diese Wahl mit der Zweitstimme gelten.









20 小選挙区比例代表並立制度 Shosenkyoku hireidaihyō heiritsu seido
21 Zur Diskussion des japanischen Wahlsystems aus der Sicht der Politikwissenschaften siehe Hayes; Louis 
D.: Introduction to Japanese Politics. 2nd ed. Marlowe & Company: New York 1995; Klein, Axel: Das 
Wahlsystem als Reformobjekt – Eine Untersuchung zu Entstehung und Auswirkungen politischer Er-
neuerungsversuche am Beispiel Japan. Bonn: Bier´ sche Verlagsanstalt 1998; Klein, Axel: Das politische 
System Japans. Bier´ sche Verlagsanstalt: Bonn 2006 mit einem update zum 14.1.2008 auf der Homepage 
des Deutschen Instituts für Japanstudien unter http://www.dijtokyo.org/doc/PSJ_update080114.pdf; Stef-
fen, Heinrich: Die japanische Wahlsystemreform von 1994 und der sich wandelnde Parteienwettbewerb. 
Lit: Berlin 2007; Giannetti, Daniela/Grofman, Bernard (Hg.): A Natural Experiment on Electoral Law 
Reform. Evaluating the Long Run Consequences of the 1990s Electoral Reform in Italy and Japan. 
Springer: New York u.a. 2011; Klein, Axel/Winkler, Chris: Analyse politischer Systeme: Japan. Wochen-
schau Verlag: Schwalbach 2011.
22 議席 Giseki
23 小選挙区 Shōsenkyoku, wörtlich kleiner Wahlbezirk
24 議員 Giin
25 補欠選挙 Hoketsu senkyo
26 比例代表 Hirei daihyō
27 Die Zählung der Wahlen folgt der Einrichtung des Staatsorgans Parlament durch die Verfassung von 1889 
(大日本帝国憲法 Dainihon teikoku kenpō: Verfassung des großjapanischen Reiches).
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 Die Wahlperiode beträgt eigentlich gemäß Art. 45 Satz 1 der Verfassung vier Jahre. Seit 
dem Ende des Pazifischen Krieges im Jahre 1945 ist aber nur eine einzige Wahlperiode voll 
ausgeschöpft worden. Die hohe Frequenz von Neuwahlen ist darauf zurückzuführen, dass dem 
Premierminister28 das Recht zur Auflösung des Unterhauses29 zugestanden wird. Dies wird auf 
Art. 7 Nr. 3 der Verfassung gestützt, der allerdings lediglich eine Zuständigkeitsregelung für 
den Tennō  (天皇) enthält. 
2.   Freizügigkeit
 Das Wahlrecht richtet sich nach dem Wohnsitz in einem Wahlbezirk. Nach Art. 22 Abs. 
1 der Verfassung hat jedermann das Recht über seinen Wohnsitz innerhalb Japans frei zu ent-
scheiden. Abs. 2 ergänzt, dass er auch frei ins Ausland gehen kann. Das Grundrecht ist als 
Menschenrecht ausgestaltet, richtet sich aber naturgemäß vor allem an Japaner. Von ihm wird 
umfänglich Gebrauch gemacht.
 Seit sehr vielen Jahren findet eine nachhaltige Bevölkerungsbewegung weg aus den länd-
lichen Gebieten hinein in die vier Ballungsgebiete statt30, die sich in den Ebenen im Kantō 
(die Präfekturen Tōkyō, Kanagawa, Chiba und Saitama), im Kinki (insbesondere die Präfektur 
Aichi), im Kansai, (insbesondere die Präfektur Ōsaka) und in Nord-Kyūshū (die Präfektur Fu-
kuoka) gebildet haben. Diese Bevölkerungswanderung verursacht eine Reihe großer Probleme, 
die bisher ungelöst sind. Obwohl es schon viele Jahre Entwicklungsbüros der Regierung für 
die periphären Präfekturen Hokkaidō und Okinawa gibt, ist erst im Jahre 2014 ein eigener Mi-
nister für die Bewältigung der Probleme der Landflucht ernannt worden.31 Es wird erwartet, 
das die Bevölkerungswanderung in die Ballungsgebiete anhält und in wenigen Jahren mehr als 
80% aller Japaner dort ihren Wohnsitz haben werden.
 Angesichts der wirtschaftlichen Stärke Japans, aber auch infolge von internationalen 
Aufgaben, die Japan als Staat übernehmen musste, halten sich immer mehr Japaner im Aus-
land auf.32 Ihnen war das Wahlrecht bis zum Jahre 1998 gänzlich vorenthalten. Im Jahre 1998 
wurde das Gesetz über die Wahl in öffentliche Ämter dahingehend geändert, dass ihnen, falls 
sie sich in einem gesondert einzurichtenden Melderegister für wahlberechtigte Auslandsjapa-
ner33 eintragen ließen, das Wahlrecht für die Listenwahl zum Unterhaus gewährt wurde, noch 
nicht hingegen das Wahlrecht für die Wahl im Einpersonenwahlbezirk. Hiergegen richteten 
sich Auslandsjapaner in mehreren Gerichtsverfahren. Der große Spruchkörper des Obersten 
Gerichtshofs hielt in seiner Entscheidung vom 14. September 200534 die gänzliche Nichtzulas-
sung der Auslandsjapaner zur Unterhauswahl im Jahre 1996 für verfassungswidrig und sprach 
den Klägern für legislatives Unrecht (unterlassene gesetzliche Regelung ihres Wahlrechts) 
28　 総理大臣 Sōridaijin
29　 衆議院解散権 Shūgiin kaisanken
30 Siehe die jeweils aktuellen Zahlen auf der Homepage des Ministeriums für allgemeine Angelegenheiten 
(総務省 Sōmushō), zuletzt die Zahlen für 2015 unter http://www.soumu.go.jp/main_content/000366458.
pdf. 
31 地方創生大臣 Chihō sōsei daijin, der dem Büro „Schaffung von Ort, Mensch und  Arbeit“ 町人仕事創生
本部 Machi hito shigoto sōsei honbu im Kabinettsamt 内閣府 Naikakufu vorsitzt.
32 Siehe die jeweils aktuellen Zahlen auf der Homepage des Justizministeriums (法務省 Hōmushō), zuletzt 
die Zahlen für 2014 unter http://www.mofa.go.jp/mofaj/files/000086464.pdf
33 在外選挙人名簿 Zaigai senkyojin meibo
34 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/hanrei/pdf/js_20100319120718970813.pdf
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einen Schadensersatzanspruch nach den Regeln des Staatshaftungsgesetzes zu. Da die 1998 
erfolgte Zuteilung des Wahlrechts beschränkt auf die Listenwahl zum Unterhaus als ebenfalls 
verfassungswidrig angesehen wurde, stellte das Gericht fest, dass im Ausland weilenden Japa-
nern, die in dem genannten Meldeverzeichnis der Auslandsjapaner eingetragen seien, auch für 
die Wahl im Einpersonenwahlbezirk das Wahlrecht für die nächsten Wahlen nach Erlass des 
Urteils zustehe. Sowohl für die Listenwahl als auch für die Wahl im Einpersonenwahlbezirk 
wurde dann in der folgenden dem Urteil gerecht werdenden Änderung des Gesetzes über die 
Wahl in öffentliche Ämter der Wahlkreis des letzten Wohnsitzes in Japan vor der Ausreise be-
stimmt.
 Verschärft wird die auf der Grundlage der Freizügigkeit erfolgende Bevölkerungsver-
schiebung durch die Dreifachkatastrophe infolge des großen Erdbebens im Gebiet Tōhoku im 
Jahre 2011. Besonders betroffen durch das Erdbeben und die nachfolgende Springflut waren 
die Präfekturen Iwate, Miyagi und Fukushima. In letzterer wurde durch die Springflut zu-
dem ein Atomreaktorunfall verursacht, der es erforderlich machte, in mehreren Gebieten den 
Notstand auszurufen und die dortige Bevölkerung zum Verlassen des Gebietes aufzufordern. 
Mittlerweile sind die von Radioaktivität betroffenen Gebiete in drei Kategorien eingeteilt, von 
denen eines in der Nähe des havarierten Atommeilers unbewohnbar ist. Zwar hat die Evaku-
ierung als solche nicht den Verlust des Wohnsitzes in den betroffenen Gebietskörperschaften, 
deren Regierungen außerhalb der indizierten Gebiete fortbestehen, mit sich gebracht, viele der 
ehemaligen Bewohner haben sich aber zu einem Wechsel ihres Wohnsitzes entschlossen.35 
 Diese Bevölkerungsbewegungen führen dazu, dass sich die Bevölkerung in den Einper-
sonenwahlbezirken dauernd verändert. Damit einhergehend verändert sich typischerweise 
auch die Zahl der Wahlberechtigten. Beides führt zwangsläufig zur Änderung des Stimmwerts 
der einzelnen Stimme im Wahlbezirk. Unabhängig davon, ob man auf die Bevölkerung im 
Wahlbezirk als Ganzes abstellt, oder nur auf die dortigen Wahlberechtigten selbst, lassen sich 
die jeweiligen Stimmwertänderungen ermitteln. Grundlage ist das mittlerweile weitgehend in 
elektronischer Form zugängliche Einwohnermelderegister.36 
 Bleiben die Wahlbezirksgrenzen unverändert, reichen in einem entvölkerten Wahlbezirk 
wenige Stimmen für die Wahl eines Abgeordneten aus, während in einem stärker bevölkerten 
Wahlbezirk dafür mehr Stimmen erforderlich sind. So kann es geschehen, dass in einem bevöl-
kerten Wahlbezirk ein Wahlbewerber mit einer bestimmten  Stimmzahl verliert, während ein 
Wahlbewerber mit der gleichen oder sogar niedrigeren Stimmzahl in einem entvölkerten Wahl-
bezirk das Mandat erhält. Dieses Zentralproblem wird in Japan als Stimmwertunterschied (一
票の格差 Ippyō no kakusa) diskutiert.
3.   Gleichheit
 Die japanische Verfassung enthält eine Regelung zur Wahlgleichheit in Art. 44 Satz 2. 
Dort heisst es: „Unterschiede aufgrund der Rasse, des Glaubens, des Geschlechts, der sozialen 
Stellung, der Herkunft, der Bildung, des Vermögens oder des Einkommens dürfen nicht ge-
macht werden.“ Mit dieser Regelung ist das Verbot der Ungleichbehandlung nach dem Wohn-
35 Zu den entsprechenden Zahlen nach der Volkszählung des Jahres 2015, siehe die Tageszeitung Nikkei 
Shinbun, Morgenausgabe vom 13.1.2016, S. 2
36 住民台帳 Jumin daichō, eingerichtet auf der Basis des Einwohnermelderegistergesetzes (住民台帳法 
Jumin daichō hō),  Gesetz Nr. 81/1967, zuletzt geändert durch Gesetz Nr. 65/2015
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sitz nicht angesprochen. Es wird deshalb auf den allgemeinen Gleichheitssatz der Verfassung 
rekuriert. Dieser findet sich in Art. 14 Abs. 1: Danach sind alle Staatsangehörigen vor dem 
Gesetz gleich. Die dieser Aussage folgende Konkretisierung in der Verfassung hilft wiederum 
nicht weiter, weil sie eine Diskriminierung infolge des Wohnsitzes nicht nennt. Es entspricht 
aber ganz herrschender Meinung, dass der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 14 Abs. 1 den 
Stimmwert umfasst. Dieser muss also von Wahlbezirk zu Wahlbezirk gleich sein. Ändert er 
sich infolge Bevölkerungsbewegung, müssen die Wahlbezirksgrenzen neu gezogen werden.  
 Der in Japan für die Überprüfung der Wahlbezirksgrenzen eingeschlagene Weg führt 
allerdings nicht über das Einwohnermelderegister. Statt dessen folgt die Neufestsetzung der 
Wahlbezirksgrenzen dem Ergebnis der Volkszählung37 nach Maßgabe des Art. 5 des Statistik-
gesetzes.38 Diese erfolgt alle fünf Jahre. Die letzte wurde im Jahre 2015 durchgeführt.39 
 Die Daten dieser Erhebung zum Ende eines Jahrzehnts (sogenannte Große Volkszäh-
lung40) dienen einer Kommission für die Festsetzung der Wahlbezirksgrenzen41, die durch ein 
gleichnamiges Gesetz42 im Kabinettsamt eingerichtet wurde, als Basis für eine Empfehlung 
über die Ziehung der Wahlbezirksgrenzen der Einpersonenwahlbezirke an den Premierminis-
ter. Maßgebend ist nach dem Gesetz die Zahl der Bevölkerung, nicht die Zahl der Wahlbe-
rechtigten. Die Empfehlung ist gemäß Art. 4 des Gesetzes innerhalb eines Jahres nachdem die 
Zahlen der Großen Volkszählung im Amtsblatt43 der japanischen Regierung veröffentlicht wur-
den, abzugeben. Die wichtigste Regelung enthält Art. 3. Danach haben sich die Mitglieder der 
Kommission bei der Empfehlung der Wahlbezirksgrenzen insbesondere an den Grenzen der 
Gebietskörperschaften, der Topographie und der verkehrstechnischen Erschließung zu orien-
tieren und dabei darauf zu achten, das der Stimmwert in einem entvölkerten Wahlbezirk nicht 
mehr als doppelt so hoch sein soll wie das Stimmrecht in einem bevölkerten Wahlbezirk. 
 Die Empfehlung der Kommission dient dann als Vorlage für die Änderung des Gesetzes 
über Wahlen in öffentliche Ämter, mit der die Wahlbezirksgrenzen neu gezogen werden. Ent-
scheidende Regelung ist dessen Art. 13 Abs. 1. Danach findet sich der jeweilige Wahlbezirk in 
Anlage 1 des Gesetzes. Geändert wird durch das Änderungsgesetz also diese Anlage.
 Für den Wahltag selbst wird dann der Stimmwert durch einen Vergleich mit den Daten 
des Einwohnermelderegisters bestimmt. Dabei wird indes nicht, wie angesichts der Gesetzes 
über die Kommission für die Festsetzung der Wahlbezirksgrenzen für die Unterhauswahl na-
heliegen würde, auf die Zahl der Bevölkerung in dem Wahlbezirk, sondern auf die Zahl der 
Wahlberechtigten dort abgestellt. 
4.   Rechtsstaatsprinzip
 Wie schon anfangs erläutert, sind in Japan Verfassungsgrundsätze anerkannt. Ausdrück-
lich genannt werden aber allenfalls vier: Volkssouveränität (siehe oben), Würde des Individu-
37 国政調査 Kokusei chōsa
38 統計法 tōkeihō, Gesetz Nr. 53/2006, zuletzt geändert durch Gesetz Nr. 66/2015.
39 平成二十七年国政調査 Heisei 27 nen kokusei chōsa
40 大希望国政調査 Daikibō kokusei chōsa
41 衆議院議員選挙区画定審議会 Shūgiin giin senkyoku kakutei shingikai
42 衆議院議員選挙区画定審議会設置法 Shūgiin giin senkyoku kakutei shingikai setchi hō, Gesetz über 
die Einrichtung einer Kommission für die Festlegung der Wahlbezirke für die Wahl zum Unterhaus, 
Gesetz Nr. 3/1994, zuletzt geändert durch Gesetz Nr. 95/2012.
43 官報 Kanpō
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ums44, Sozialstaat 45 und Friedensstaat46. Das  Rechtsstaatsprinzip findet sich in der Aufzählung 
nicht. Es ist in der japanischen Verfassung auch nicht ausdrücklich genannt. Dennoch sucht die 
japanische Verfassung eine Reihe von Merkmalen zu verwirklichen, die z.B. in Deutschland 
das Staatsformmerkmal Rechtsstaatsprinzip ausmachen47. Hier sind insbesondere Gewaltentei-
lung und Rechtsweggarantie anzusprechen. 
 Die Existenz der Gewaltenteilung ergibt sich direkt aus der japanischen Verfassung: Ab-
schnitt 4 behandelt die Legislative48, Abschnitt 5 die Exekutive49 und Abschnitt 6 die Judika-
tive50. Die Rechtsweggarantie ist in Art. 32 der japanischen Verfassung normiert. Danach darf 
niemand seines Rechts auf gerichtliche Entscheidung beraubt werden. 
 Für die Wahlanfechtung findet sich das Recht zur Klageerhebung in den Artt. 204 und 
205 des Gesetzes über die Wahl in öffentliche Ämter. 
Art. 204 lautet im hier interessierenden – auf die Wahl zum Unterhaus reduzierte Fassung – 
Teil:
(Klage zur Überprüfung der Wirksamkeit der Wahl eines Abgeordneten zum Unterhaus)
Gegen die Wahl zum Abgeordneten des Unterhauses ist, falls der Wähler oder Wahlbewerber 
(bei der Wahl im Einpersonenwahlbezirk der Wahlbewerber oder die Partei, die den Wahl-
bewerber vorgeschlagen hat, bei der Wahl im Block die Partei, die die Liste aufgestellt hat) 
Einwendungen gegen die Wirksamkeit der Wahl hat, gegen die für die Durchführung der 
betreffenden Wahl (im Falle der Wahl im Einpersonenwahlbezirk) zuständige präfekturale 
Wahlkommission51, oder (im Fall der Wahl im Block) gegen die staatliche Wahlkommission52 
innerhalb von 30 Tagen nach dem betreffenden Wahltag beim Obergericht53 Klage zu erheben.  
Art. 205 (Verwaltungsrechtlicher Bescheid54, Verwaltungsrechtliche Verfügung55, Gerichtliches 
Urteil56 zur Unwirksamkeit der Wahl)
Abs. 1
Wird gegen die Wirksamkeit der Wahl eine Einwendung geltend gemacht57, eine Überprüfung 
beantragt58, oder eine Klage erhoben59, kann nur für den Fall, dass die Wahlregeln60 verletzt 
44 個人の尊厳 Kojin no songen
45 社会国家 Shakai kokka
46 平和国家 Heiwa kokka
47 Dazu Menkhaus, Heinrich: Rechtsstaat Japan? Konstitutive Elemente und Gefährdungen, in: Wörde-
mann, Raimund/Yamaguchi, Karin (Hg.): Länderbericht Japan, 2. Aufl., Bundeszentrale für politische 
Bildung: Bonn 2014, 213-228 
48 立法権 Rippōken oder 立法府Rippōfu
49 行政権 Gyōseiken 
50 司法権 Shihōken 
51 都道府県の選挙管理委員会 Todōfuken no senkyo kanri iinkai 





57 異議の申出 Igi no mōshidashi
58 審査の申立て Shinsa no mōshitate
59 訴訟の提起 Soshō no teiki
60 選挙の規定 Senkyo no kitei
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wurden und die Sorge besteht, dass sich diese Verletzung auf das Wahlergebnis ausgewirkt hat, 
die Wahlkommission bzw. das Gericht die Wahl im Ganzen oder teilweise durch verwaltungs-
rechtlichen Bescheid, verwaltungsrechtliche Verfügung oder gerichtliches Urteil für unwirk-
sam erklären.
III.   Behandlung der einzelnen Wahlen
 Soweit zu den rechtlichen Grundlagen der Wahl und Wahlprüfung in Japan. Im Folgenden 
wird je nach Wahl dargestellt, wie mit ihnen umgegangen wird. 
1.   Vorgeschichte (mittelgroße Mehrheitswahlbezirke)
 Das Problem der abweichenden Stimmwerte war schon unter dem alten Wahlsystem, das 
eine relative Mehrheitswahl in mittelgroßen Wahlbezirken statuierte, virulent. Zum ersten Mal 
wurde im Jahre 1962 mit dieser Begründung eine Wahl gerichtlich angegriffen. Bei der Wahl 
zum Unterhaus im Jahre 1972 bestand ein maximaler Stimmwertunterschied zwischen 1: 4,99 
zwischen dem Wahlbezirk 5 in der Präfektur Hyōgo und dem Wahlbezirk 3 in der Präfektur 
Ōsaka. Die Wahlbezirksgrenzen waren zuletzt im Jahre 1964 neu gezogen worden. Der Klä-
ger stammte aus dem Wahlbezirk 1 der Präfektur Chiba, deren Wahlkommission die Beklagte 
war. Das erstinstanzlich zuständige Obergericht Tōkyō wies die Unwirksamkeitsklage gemäß 
Artt. 204/205 des Gesetzes über die Wahl in öffentliche Ämter als unbegründet zurück, weil 
dem Gesetzgeber bei der Festlegung der Wahlbezirke und die Aufteilung der Mandate/Sitze 
auf die Wahlbezirke ein Ermessen61 zustehe. Der Oberste Gerichtshof erklärte 197662 die Wahl 
insgesamt für verfassungswidrig, wies aber die Revision des Klägers trotzdem zurück. Diese 
Entscheidung wirkt bis heute als die Leitentscheidung des Obersten Gerichtshofs. 
 Das Gericht statuiert drei Prüfungsschritte: Bestehen eines rechtlich nicht nachvollzieh-
baren Stimmwertunterschiedes, Untätigkeit des Gesetzgebers, diesen Stimmwertunterschied 
auszugleichen, obwohl er dazu Gelegenheit hatte, und Notwendigkeit bzw. Möglichkeit der 
Erklärung der Unwirksamkeit der Wahl.  
 Die Leitsätze lauten63:
„1.  Die Art. 14 Abs.1, 15 Abs. 1 und 3 sowie Art. 44 S. 2 JV64 verlangen, daß der Inhalt 
des Wahlrechts für die Wahl der Mitglieder des Unter- und Oberhauses, d.h. der 
Stimmwert jedes Wählers gleich ist.  Wenn in bezug auf dieses Wahlrecht das vom 
Parlament bestimmte konkrete Wahlsystem so ausgestaltet ist, daß es als Ergebnis 
eines vom Parlament als angemessen angesehenen wichtigen politischen Ziels rati-
onal nicht begründet werden kann und dadurch eine Ungleichheit des Stimmwertes 
eintritt, so liegt ein Verstoß gegen die o.g. Vorschriften der Verfassung vor.
61 Ein Japan wird kein Unterschied zwischen Ermessen und Beurteilungsspielraum gemacht. Beide Be-
griffe werden mit 裁量 Sairyō übersetzt.
62 Urteil vom 14.4.1976: Original abgedruckt unter http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/234/053234_
hanrei.pdf
63 Deutschsprachige Übersetzung von Takada Atsushi in: Eisenhardt, Ulrich u.a. (Fn.8), 237-249.
64 Hier Verfassung
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 2. Die Regelung über die Einteilung der Wahlkreise65 und die Zahl der Abgeordneten 
nach §66 13 WahlG67  und die Anlage 1 sowie Abs. 7 zu diesem Gesetz (in der Fas-
sung der Änderung durch Gesetz Nr. 63 von 1975) hat zum Zeitpunkt der Unterhaus-
wahlen am 10.12.1972 in vollem Umfang gegen die Art. 14 Abs.1, 15 Abs. 1 und 3 
sowie Art. 44 JV verstoßen. 
 3. Wenn die Wahl zum Unterhaus aufgrund verfassungswidriger Regelungen des 
WahlG über die Wahlkreise und die Zahl der Abgeordneten stattgefunden hat und 
damit rechtswidrig ist, so läßt sich trotzdem durch ein auf diesen Umstand gestütztes 
Urteil, das die Wahl für nichtig erklärt, nicht automatisch eine verfassungsgemäße 
Lage herstellen. Wenn andererseits eine Lage geschaffen wurde, die den von der 
Verfassung aufgestellten Erwartungen nicht entspricht, ist den in § 31 Abs. 1 VPO68 
enthaltenen allgemeinen Rechtsgrundsätzen der Antrag auf Nichtigkeitserklärung 
der Wahl zurückzuweisen und gleichzeitig im Tenor die Rechtswidrigkeit der betref-
fenden Wahl zum Ausruck zu bringen.“  
 Bis auf den zweiten Prüfungsschritt werden die tragenden Überlegungen des Gerichts in 
den Leitsätzen erkennbar. Der zweite Schritt ergibt sich nur aus den Urteilsgründen selbst. Das 
Gericht prüft nämlich nicht nur, ob zum Wahlzeitpunkt ein ungerechtfertigter Stimmwertunter-
schied bestand, sondern als zweites, ob der Gesetzgeber vor der Wahl Gelegenheit hatte, diese 
Situation zu korrigieren und er von dieser Gelegenheit Gebrauch gemacht hat. Dazu lassen 
sich in dem Urteil folgende Ausführungen finden:
　　„Wenn wir die betreffende Gesetzesvorschrift von diesem Gesichtspunkt aus be-
trachten, ergibt sich folgendes: Mit Rücksicht auf den merkwürdig großen Unterschied 
der Verhältnisse ist anzunehmen, daß bereits erheblich früher ein Unterschied bestanden 
hat, der einen Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichheit des Wahlrechts vermuten läßt. 
Darüber hinaus fand über 8 Jahre lang gar keine Korrektur statt, obwohl das Wahlgesetz 
vorsieht, daß alle 5 Jahre aufgrund der neuesten Ergebnisse der Volkzählung korrigiert 
werden soll. Abgesehen davon, dass dem Verfassungsgebot nicht entsprochen wurde, ist 
festzustellen, dass diese Vorschrift nicht innerhalb des verfassungsrechtlich gebotenen ra-
tionalen Zeitraums korrigiert wurde.“
 Nach der Aussage des Gerichts war nicht nur die Wahl im angegriffenen Wahlbezirk 
verfassungswidrig, sondern sie verstieß „in vollem Umfang“ gegen die Verfassung und hätte 
deshalb als verfassungswidrige Maßnahme gemäß Art. 98 der Verfassung für als von Anfang 
an ungültig (ex tunc) erklärt werden müssen. Trotzdem spricht es die Unwirksamkeit nicht aus. 




67 Hier Gesetz über die Wahlen in öffentliche Ämter
68 Die Abkürzung steht für Verwaltungsprozessordnung. Gemeint ist das Gesetz über den Prozess in Ver-
waltungssachen (行政事件訴訟法 Gyōsei jiken soshō hō), Gesetz Nr. 139/1962, zuletzt geändert durch 
Gesetz Nr. 59/2015).
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„Aber selbst wenn diese Vorschrift (gemeint ist Art. 13 des Gesetzes über die Wahl in öf-
fentliche Ämter, Anmerkung des Verfassers) und die betreffende Wahl als null und nichtig 
angesehen werden, würde dies nicht automatisch eine verfassungsmäßige Lage schaf-
fen. Es würde im Gegenteil notwendigerweise dazu führen, dass alle durch diese Wahl 
gewählten Abgeordneten von Anfang an keine Stellung als Abgeordnete hätten. Daran 
würde sich das Problem der Gültigkeit der Gesetze anschließen, die aufgrund der Abstim-
mung im aus diesen Abgeordneten konstituierten Unterhaus verabschiedet wurden. Die 
weitere Arbeit des Unterhauses würde unmöglich, so daß auch die oben genannte Vor-
schrift (gemeint ist wieder Art. 13 des Gesetzes über die Wahl in öffentliche Ämter, An-
merkung des Verfassers) nicht in eine verfassungsgemäße Bestimmung geändert werden 
könnte.“
 Auch den Weg über die gemäß Art. 205 des Gesetzes über die Wahl in öffentliche Ämter 
mögliche Erklärung der Unwirksamkeit der Wahl nur des angegriffenen Wahlbezirkes mit Wir-
kung nur für die Zukunft (ex nunc) hält es für nicht gehbar:
„Außerdem würden sich fast diesselben Nebenwirkungen auch dann ergeben, wenn im 
ganzen Land die gleichen Wahlklagen zu Urteilen der Ungültigkeit aller Wahlen in al-
len Wahlkreisen führen würden. Auch wenn nur Wahlen bestimmter Landkreise (lies 
Wahlkreise, Anmerkung des Verfassers) für nichtig erklärt würden, wäre es ungerecht, 
wenn die übrigen Wahlen gültig blieben, obwohl alle Wahlen zusammengenommen ver-
fassungswidrig wären. Zudem würde das verfassungswidrige Wahlgesetz im Extremfall 
ohne Vertreter bestimmter Wahlkreise geändert werden.“ 
 Das Gericht findet einen dritten Weg in einer Vorschrift aus dem Gesetz über den Prozess 
in Verwaltungssachen, die es entsprechend anwendet69. Danach kann der Ausspruch der Un-
wirksamkeit unterbleiben, aber die Rechtswidrigkeit des Zustandes erklärt werden.
 Die dem Urteil nachfolgenden Unterhauswahlen von 1976 und 1979 wurden, soweit er-
sichtlich, nicht vor dem Obersten Gerichtshof angegriffen. Die weiteren, gegen die wiederum 







 Beim Urteil zur Wahl von 1980, das im Jahre 198370 erging, äußerte des Gericht, dass ein 
Stimmwertunterschied von 1:3 noch als verfassungsgemäß angesehen werden könne, was aber 
nicht der Fall war und führte zwischen verfassungsmäßig (合憲 gōken) und verfassungswid-
rig (違憲 iken) eine neue Urteilskategorie ein, die mit „Zustand der Verfassungswidrigkeit“ 
(違憲状態 iken jōtai) übersetzt werden kann. Es würdigte damit den Versuch des Gesetzge-
69 Dieses Vorgehen wird in Japan 事情判決の法理 Jijō hanketsu no hōri genannt. 
70 Urteil vom 7.11.1983, Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/353/056353_hanrei.pdf 
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bers, durch eine Änderung der Wahlbezirkgrenzen den Stimmwertunterschied zu drücken. Das 
entspricht dem oben genannten zweiten Prüfungsschritt. 
 Da der Stimmwertunterschied aber vor der Wahl von 1983 wieder gestiegen war und der 
Gesetzgeber nichts getan hatte um den Stimmwert zu korrigieren,  lautete das diese Wahl be-
treffende Urteil im Jahre 198571 erneut auf verfassungswidrig. Der Gesetzgeber reagierte, in 
dem er im Jahre 1986 die Wahlbezirke in den Ballungszentren um 8 erhöhte und sie zugleich 
in den ruralen Gegenden um 7 reduzierte. Die Wahlen im Jahre 1986 blieben deshalb bei ei-
nem Stimmwertunterschied von unter 1:3, nämlich 1:2,92, sodass das Urteil aus dem Jahre 
198872 zur Verfassungsmäßigkeit kommt. 
 Bei den Wahlen im Jahre 1990 war der Unterschied wieder gravierender geworden, 
nämlich 1: 3,18, doch hatte der Gesetzgeber im Vorfeld versucht, durch Gesetzesänderung 
dem Postulat des Gerichts nachzukommen, sodass das Verdikt von 199373 nunmehr wieder 
nur „Zustand der Verfassungswidrigkeit“ lautete. Im Jahre 1992 kam es erneut zu einer Ge-
setzesänderung, die in den Ballungsgebieten 9 zusätzliche Wahlbezirke einrichtete und in 
den ländlichen Gebieten 10 strich. Bei der letzten Wahl unter dem alten Wahlsystem im Jahre 
1993 war deshalb die Stimmwertregelung des Obersten Gerichtshofs von 1:3 mit 1:2,82 wie-
der unterschritten, sodass das darauf folgende Urteil aus dem Jahre 199574 wieder die Verfas-
sungsmäßigkeit der Wahl bescheinigte. In keinem der genannten Urteile wird die Wahl für 
unwirksam erklärt. 
4.   Gegenwärtiges paralleles Mehrheits- und Verhältniswahlsystem
 Die tragenden Überlegungen des Obersten Gerichtshofs aus den zitierten Urteilen werden 
nach der Änderung des Wahlsystems nun auf die Wahlen nach diesem System angewandt. 
a)   1996
 Die erste Unterhauswahl nach dem neuen Wahlrecht auf der Basis von neu gezogenen 
Wahlbezirksgrenzen für 300 Einpersonenwahlbezirke erfolgte im Jahre 1996. Obwohl das Ge-
setz über die Einrichtung einer Kommission für die Festlegung der Wahlbezirke für die Wahl 
zum Unterhaus einen Stimmwertunterschied von weniger als 1:2 verlangt, und damit der bis-
herigen Rechtssprechung, die noch 1:3 für ausreichend gehalten hatte, nicht folgte, lag der ma-
ximale Stimmwertunterschied bei 1: 2,30. Die Wirksamkeit dieser Wahl wurde angefochten. 
Der Oberste Gerichtshof erklärte im Jahre 199975 die Wahl aber für verfassungsgemäß.
71 Urteil vom 17.7.1985, Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/712/052712_hanrei.pdf; deutschsprachige Übersetzung von 
Robert Heuser in: Europäische Grundrechte-Zeitschrift 1986, 531-534
72 Urteil vom 21.10.1988, Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/216/052216_hanrei.pdf
73 Urteil vom 20.1.1993, Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/860/055860_hanrei.pdf
74 Urteil vom 8.6.1995, Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/069/057069_hanrei.pdf
75 Urteil vom 10.11.1999, Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/271/052271_hanrei.pdf
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b)   2000
 Bei der Unterhauswahl im Jahre 2000 ergab sich ein maximaler Stimmwertunterschied 
von 1:2,47. Auf die entsprechende Anfechtungklage sah der Oberste Gerichtshof im Jahre 
200176 nicht die Notwendigkeit, die Wahl für verfassungswidrig zu halten. 
c)   2003
 Im Jahre 2002 wurden nach dem Ergebnis der großen Volkszählung, die im Jahre 2000 
erfolgt war, durch Änderung des Gesetzes über die Wahl in öffentliche Ämter die Wahlbezirks-
grenzen für die Einpersonenwahlbezirke erstmals neu gezogen. Dabei wurden, um die Anzahl 
der gesetzlich festgelegten Sitze im Unterhaus nicht ändern zu müssen, 5 Einpersonenwahlbe-
zirke in den rural geprägten Präfekturen Hokkaidō, Yamagata, Shizuoka, Shimane und Ōita ge-
strichen und gleichzeitig in den urbanen Präfekturen Saitama, Chiba, Kanagawa, Shiga sowie 
– dem als Alterswohnsitz zunehmend Bedeutung erlangenden – Okinawa je ein zusätzlicher 
Einpersonenwahlbezirk geschaffen. Trotzdem gelang es damit in 9 Einpersonenwahlbezirken 
nicht, den Stimmwertunterschied unter 1:2 zu drücken. Auf dieser Basis fanden die Unterhaus-
wahlen im Jahre 2003 statt. 
 Die gegen die Wirksamkeit der Wahl gerichtete Wahlanfechtungsklage hatte diesmal ein 
unerwartetes Ergebnis. Noch bevor der Oberste Gerichtshof seine Entscheidung verkünden 
konnte, wurde das Unterhaus aufgelöst und Neuwahlen für das Jahr 2005 ausgeschrieben. 
d)   2005 
 Die Unterhauswahl im Jahre 2005 erfolgte auf der Basis der Grenzziehung der Einperso-
nenwahlbezirke aus dem Jahr 2002. Es verblieb eine Stimmwertunterschied von maximal 1: 
2,17. Der Oberste Gerichtshof hielt in seiner Entscheidung aus dem Jahre 200777 den Stimm-
wertunterschied für verfassungsgemäß. Er nahm erstmals Bezug auf die seinerzeit in Art. 3 
Abs. 2 des Gesetzes über die Einrichtung einer Kommission für die Festlegung der Wahlbe-
zirke für die Wahl zum Unterhaus normierte Verteilung der Einpersonenwahlbezirke, wonach 
jede Präfektur zunächst einen dieser Wahlbezirke erhielt78 und der Rest der Wahlbezirke je 
nach Größe der Bevölkerung zu verteilen war. 
 Das Verfahren auf der Grundlage dieser Vorschrift ist durch drei Schritte gekennzeichnet. 
Im ersten Schritt wird die Anzahl der Präfekturen (47) von der Anzahl der gesetzlich geregel-
ten Sitze, die über die Wahl in den Einpersonenwahlbezirken zu vergeben sind (damals 300), 
subtrahiert. Die verbleibenden Sitze werden nach dem sogenannten d’Hondtschen System der 
Höchstzahlen verteilt. D.h. die Zahl der Bevölkerung pro Präfektur wird nacheinander durch 
die Zahlen 1, 2, 3 ... usw. geteilt. Dadurch entstehen Höchstzahlen, nach denen die restlichen 
Sitze auf die einzelnen Präfekturen verteilt werden können. Konkret erhält die Präfektur ei-
nen zusätzlichen Sitz, bei der sich die erste Höchstzahl ergeben hat, dann die, bei der sich 
die nächste Höchstzahl ergeben hat usw.. Dieses Verfahren wird solange fortgesetzt, bis alle 
76 Urteil vom 18.12.2001, Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/336/052336_hanrei.pdf
77 Urteil vom 13.06.2007, Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/801/034801_hanrei.pdf
78 一人別枠方式Hitori betsuwaku hōshiki
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restlichen Sitze verteilt sind.79  In einem dritten Schritt wird dann die Bevölkerung möglichst 
gleichwertig auf die Anzahl der Wahlbezirke verteilt, die sich in diesem Verfahren pro Präfek-
tur ergeben haben. Das Verfahren selbst begünstigt im Ergebnis die ruralen Präfekturen, da es 
ihnen mehr Wahlbezirke zuweist.
 Da mit dieser Vorgehensweise nur innerhalb von Präfekturgrenzen gedacht wird, erkannte 
das Gericht deutlich, dass in dieser Regelung ein gewichtiges Potential für die Entstehung von 
Stimmwertunterschieden schlummert. Denn es kann sein, dass die Anzahl der Bevölkerung es 
nicht zulässt einer entvölkerten Präfektur auch nur einen Wahlbezirk zuzugestehen. Das Ge-
richt nimmt diese Folge aber zunächst hin und erklärt, dass die Regelung in Art. 3 Abs. 1 des 
Gesetzes, möglichst keinen Stimmwertunterschied von mehr als 1:2 zu dulden, gerade diesem 
Mechanismus geschuldet und deshalb auch nur als Sollbestimmung ausgestaltet sei. 
e)   2009
 Die Wahl erfolgte erneut auf der Basis der Wahlbezirkseinteilung nach der großen Volks-
zählung aus dem Jahre 2000 und deren Umsetzung durch die Kommission für die Festlegung 
der Wahlbezirke für die Wahl zum Unterhaus im Jahre 2002. Doch die Stimmwertunterschiede 
hatten sich gegenüber der letzten Unterhauswahl aus dem Jahre 2005 verstärkt. Der maximale 
Stimmwertunterschied betrug nun 1:2,30 zwischen den Wahlbezirken Kōchi 3 und Chiba 4. 
Insgesamt wiesen 45 Einpersonenwahlkreise einen Stimmwertunterschied von mehr als 1:2 
aus. Zwei Rechtsanwaltsgruppen fochten die Wahl bei 8 Obergerichten und einer Nebenstelle 
eines Obergerichts an. Zwei der Obergerichte kamen zur Entscheidung verfassungsgemäß, drei 
zur Entscheidung „Zustand der Verfassungswidrigkeit“ und vier zur Entscheidung verfassungs-
widrig. Keines der Urteile erklärte die Wahl im angegriffenen Wahlbezirk für unwirksam. Alle 
Entscheidungen wurden mit der Revision beim Obersten Gerichtshof angegriffen. 
 Dessen Urteil im Jahre 201180 bewirkte erstmals nach Einführung des neuen Wahlsystems 
im Jahre 1994 die Entscheidung „Zustand der Verfassungswidrigkeit“. Das Gericht merkte 
erneut an, dass die in Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Einrichtung einer Kommission für 
die Festlegung der Wahlbezirke für die Wahl zum Unterhaus normierte grundsätzliche Vertei-
lung der Einpersonenwahlbezirke, wonach jede Präfektur ohne Rücksicht auf die Größe der 
Bevölkerung zunächst einen dieser Wahlbezirke erhält, das Potential für die Entstehung von 
Stimmwertunterschieden enthalte. Es prüft aber jetzt, anders als noch zur Wahl aus dem Jahre 
2005, ob diese Vorschrift verfassungsrechtlich Bestand haben kann. Sie sei seinerzeit ins Ge-
setz eingefügt worden, um den sich entvölkernden Präfekturen eine angemessene Stimme im 
Unterhaus zu verschaffen und sie nicht der mit der Änderung des Wahlsystems verbundenen 
Gefahr auszusetzen, plötzlich wegen des Bevölkerungsrückgangs keinen eigenen Wahlbezirk 
mehr zu besitzen. Man könne trotz des rechtswidrigen Potentials sagen, diese Regelung sei sei-
nerzeit vertretbar gewesen. Sie sei es heute nicht mehr. Außerdem werde durch die Zulassung 
der präferentiellen Verteilung dem verfassungsrechtlichen Grundsatz widersprochen, dass die 
Abgeordneten ohne Rücksicht auf ihren Wahlbezirk das ganze Volk zu vertreten hätten.  
79 Das Verfahren wird deshalb auch 最大剰余方式Saidai jōyo hōshiki genannt, was mit Verfahren (zur 
Verteilung) des größten Restes übersetzt werden kann.
80 Urteile vom 23.3.2011, Originale abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/353/081353_hanrei.pdf und
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/179/081179_hanrei.pdf
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 Im zweiten Prüfungsschritt wird dem Gesetzgeber zugute gehalten, dass er sich um eine 
gerechte Verteilung der Stimmen bemüht habe, weshalb nur der Ausspruch des „Zustandes der 
Verfassungswidrigkeit“ angeraten sei. Der Oberste Spruchkörper des Gerichts lehnte es erneut 
ab, die angefochtene Wahl in den betreffenden Wahlbezirken für unwirksam zu erklären. 
f)   2012
 Die Wahl hätte auf der Basis der Großen Volkszählung des Jahres 2010, die wiederum 
eine weitere Verschlechterung des maximalen Stimmwertunterschiedes ergeben hatte, nämlich 
1: 2,524, durchgeführt werden können. Allerdings wurde vor dem Hintergrund der Entschei-
dung des Obersten Gerichtshofs aus dem Jahre 2011 die Arbeit der Kommission für die Fest-
legung der Wahlbezirke für die Wahl zum Unterhaus zunächst aufgehalten, um die nach dem 
Urteil erforderliche Korrektur des Gesetzes über Wahlen in öffentliche Ämter vornehmen zu 
können. Die Versuche der seinerzeitigen  Regierungspartei, der Demokratischen Partei81, eine 
Einigung unter allen Parteien herzustellen, scheiterten aber ebenso wie der schließlich von die-
ser Partei allein getragene Gesetzesänderungsentwurf. Der von der seinerzeitigen Oppositions-
partei, der Freien Demokratischen Partei, allein verantwortete Gesetzentwurf allerdings nahm 
die politischen Hürden. Er sah zu einem eine Abnahme der Wahlbezirke in mehreren ruralen 
Präfekturen vor. Zum anderen wurde die Vorschrift, nachdem wenigstens ein Wahlbezirk pro 
Präfektur vorzusehen sei, beseitigt. Allerdings wurde das Änderungsgesetz erst im November 
2012 vom Parlament verabschiedet und konnte deshalb vor der im Dezember 2012 stattfinden-
den Neuwahl nicht mehr umgesetzt werden, weil die zuständige Kommission für die Festle-
gung der Wahlbezirke für die Wahl zum Unterhaus ihre Arbeit erst nach der Änderung des Ge-
setzes wieder aufnehmen sollte. Das führte dazu, dass die Wahl erneut auf der  Volkszählung 
des Jahres 2000 beruhte und einen maximalen Stimmwertunterschied von 1: 2,43 aufwies. Die 
Wahlbezirke, in denen der Stimmwertunterschied den Grenzwert von 1:2 überstieg, erreichte 
die Zahl 72. 
 Zwei Gruppen von Rechtsanwälten griffen die Wirksamkeit der Wahl in 31Wahlbezirken 
in 17 Verfahren bei allen Obergerichten bzw. Nebenstellen der Obergerichte an. Kein Ober-
gericht beurteilte die Wahl als verfassungsgemäß. Nur zwei Obergerichte behandelten die 
Wahl als im „Zustand der Verfassungswidrigkeit“ befindlich, 12 Obergerichte und Nebenstel-
len erachteten sie als verfassungswidrig, d.h. das sowohl der Stimmwertunterschied als auch 
die Untätigkeit des Gesetzgebers gerügt wurden, blieben aber bei der Wirksamkeit der Wahl. 
Auch das Obergericht Niigata, das als Nachzügler und unabhängig von der Klagen der beiden 
Rechtsanwaltsgruppen sein Urteil verkündete, kam zur Verfassungswidrigkeit. Erstmals er-
klärten zwei Obergerichte (das Obergericht Hiroshima und dessen Nebenstelle Okayama) die 
Wahl für unwirksam. Die Unwirksamkeit betraf die Wahl in den angegriffenen Wahlbezirken 
Hiroshima 1 und 2 und Oka yama 2. Das Urteil des Obergerichts Hiroshima enthält indes eine 
aufschiebende Wirkung der Unwirksamkeit von acht Monaten. Damit wurde dem Unterhaus 
Gelegenheit gegeben, dass Wahlsystem verfassungskonform umzugestalten und auf dieser 
Basis eine Neuwahl durchzuführen. Sollte dem nicht nachgekommen werden, würde die Wahl 
in den in Rede stehenden Wahlbezirken unwirksam werden und die gewählten Mandatsträger 
ihr Mandat verlieren. Die Nebenstelle des Obergerichts Hiroshima in Okayama verzichtete auf 
81 民主党 Minshutō
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dieses Entgegenkommen. Nach dessen Urteil war die Wahl unwirksam und der Mandatsträ-
ger hatte mit sofortiger Wirkung sein Mandat verloren, es sei denn, gegen das Urteil würden 
Rechtsmittel eingelegt.
 Dieses wurde in der Tat für alle genannten Urteile eingelegt. Die Revision zum Ober sten 
Gerichtshof hatte indes keinen Erfolg. Die Urteile des Großen Spruchkörpers vom 20.11.201382 
lauteten wiederum nur auf „Zustand der Verfassungswidrigkeit“. Der Unterschied im Stimm-
wert wurde als rechtswidrig gerügt, zumal er höher war als der, der der vorhergehenden Ent-
scheidung des Gerichts zugrundegelegen hatte. Eine Untätigkeit indes wurde dem Gesetzgeber 
nicht vorgeworfen. Die Änderung des Gesetzes über Wahlen in öffentliche Ämter kurz vor 
den Wahlen im Dezember 2012 wurde als ausreichend angesehen, auch wenn die Umsetzung 
dieser Änderung erst im Jahre 2013 erfolgen konnte. Es wurde allerdings ausgeführt, dass die 
Prüfung der Tätigkeit des Gesetzgebers in Zukunft strenger gehandhabt werden würde. Es 
würde nicht mehr nur die Zeit gewürdigt, die vom Eintreten des Stimmwertunterschieds bis zu 
dessen Korrektur verstreiche, sondern man werde sich in Zukunft auch inhaltlich mit der ent-
sprechenden Änderung auseinandersetzen, da man auch unter Berücksichtigung der diesmali-
gen Gesetzesänderung von einer langfristigen Lösung des Problems nicht sprechen könne. Da 
im Ergebnis keine Verfassungswidrigkeit angenommen wurde, unterblieb die Anordnung der 
Unwirksamkeit. 
g)   2014
 Am 26.11.2012 nahm die Kommission für die Festlegung der Wahlbezirke für die Wahl 
zum Unterhaus ihre Arbeit auf der Basis der Änderung des Gesetzes über die Wahl in öffent-
liche Ämter von November 2012 sowie des Ergebnisses der Großen Volkszählung aus dem 
Jahre 2010 auf und übergab am 28.3.2013 ihre Empfehlung an den Premierminister. Wegen 
der im genannten Gesetz vorgesehenen Verringerung der Wahlbezirke um jeweils einen in 
den 5 ruralen Präfekturen Yamanashi, Fukui, Tokushima, Kōchi und Saga reduzierte sich die 
Anzahl der durch die Mehrheitswahl zu bestimmden Sitze von 300 auf 295. Die Abschaffung 
der präferentiellen Verteilung von wenigstens einem Wahlbezirk pro Präfektur durch dasselbe 
Änderungsgesetz zeigte indes keine Wirkung. Tatsächlich hielt die Kommission trotz der Ge-
setzesänderung an der oben beschriebenen Verteilungsmethode der Sitze fest und alle Präfek-
turen erhielten wenigstens zwei Wahlbezirke zugewiesen. Das galt selbst für die Präfektur mit 
der geringsten Bevölkerung, Tottori. Dort wurden die Wahlbezirksgrenzen der beiden verblie-
benen Wahlbezirke nur neu gezogen. Insgesamt wurden in 17 Präfekturen Korrekturen an 42 
Wahlbezirken vorgenommen. Der maximale Stimmwertunterschied konnte damit auf 1: 1,998 
gedrückt werden. Er entstand zwischen dem Wahlbezirk 2 in der Präfektur Tottori und dem 
Wahlbezirk 16 in der Präfektur Tōkyō. 
 Noch bevor das Änderungsgesetz über die Wahl in öffentliche Ämter, dass der Empfeh-
lung folgen sollte, ins Parlament eingebracht war, wurde auf der Basis der Einwohnermel-
deregister deutlich, dass die Zahlen der Großen Volkszählung aus dem Jahr 2010 wegen der 
82 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/745/083745_hanrei.pdf und
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/744/083744_hanrei.pdf; siehe dazu Shimamoto Yoshinori, 
Stimmungleichgewicht und Wahlrecht in Japan: Die Entscheidung des OGH vom 20. November 2013, in: 
Zeitschrift für Japanisches Recht 19 (2014) 251-268.
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inzwischen eingetretenen Bevölkerungsbewegung veraltet waren. Der kleinste Wahlbezirk war 
mittlerweile der von der Havarie des Atomkraftwerkes Fukushima betroffene Wahlbezirk Fu-
kushima 4 und der größte Tōkyō 1 mit einem Stimmwertunterschied von 1: 2.065, also schon 
wieder über 1:2. Trotzdem wurde der dem Vorschlag der Kommission folgende Gesetzentwurf 
zur Änderung des Gesetzes über die Wahl in öffentliche Ämter am 12.4.2013 ins Unterhaus 
eingebracht und am 26.6.2013 verabschiedet.
 Im September 2014 wurde mit Rücksicht auf das Urteil des Obersten Gerichtshofs zur 
Wahl von 2012, das ja angedroht hatte, in Zukunft nicht nur zu prüfen, ob der Gesetzgeber 
rechtzeitig etwas gegen den Stimmwertunterschied getan habe, sondern auch, ob das, was er 
getan habe, inhaltlich ausreiche, eine andere Kommission mit dem Namen Untersuchungs-
kommission zum Wahlsystem des Unterhauses83 als Beratungsorgan des Präsidenten des Un-
terhauses eingesetzt. Sie wurde nur mit Personen besetzt, die kein Unterhausmandat innehatten 
und deshalb als Drittpersonen-Organ84 bezeichnet. Noch bevor diese Kommission ihre Arbeit 
richtig aufnehmen konnte, wurden wieder Neuwahlen des Unterhauses für Dezember 2014 
festgesetzt. 
 Wie nicht anders zu erwarten, lag wegen der nach der Entscheidung der Kommission für 
die Festlegung der Wahlbezirke für die Wahl zum Unterhaus erfolgten Bevölkerungsbewegung 
die maximale Stimmwertdifferenz am Wahltag wieder oberhalb von 1:2. Diesmal standen sich 
der Wahlbezirk 5 in der Präfektur Miyagi und der Wahlbezirk 1 der Präfektur Tōkyō mit 1:2,13 
maximalem Stimmwertunterschied gegenüber. Insgesamt lag eine Stimmwertdifferenz von 
mehr als 1:2 in 13 Wahlbezirken vor. 
 Erstmals wurden die Wahlen in allen Wahlbezirken bei den Obergerichten bzw. Neben-
stellen in insgesamt 17 Verfahren angegriffen. Die Urteile der Obergerichte sprachen in 4 Ver-
fahren Verfassungsmäßigkeit, in 12 Verfahren den „Zustand der Verfassungswidrigkeit“ und 
nur in einem Verfahren Verfassungswidrigkeit aus. Keines der Gerichte ordnete die Unwirk-
samkeit der Wahl an. Gegen alle Urteile richtete sich die Revision zum Obersten Gerichtshof. 
 Der Große Spruchkörper des Gerichts kam in seinen Urteilen vom 25.11.201585 erneut 
zu dem Ergebnis, es liege nur der „Zustand der Verfassungswidrigkeit“ vor. Zwar stelle  die 
Stimmwertdifferenz wieder einen rechtswidrigen Verstoß gegen die Verfassung dar, man kön-
ne dem Gesetzgeber aber kein Säumnis bei der Bewältigung des Problems vorwerfen. Die im 
letzten Urteil aus dem Jahre 2013 angekündigte strengere Beurteilung der Frage der Untätig-
keit des Gesetzgebers unterblieb ebenso wie die erneute Diskussion der unveränderten präfe-
rentiellen Verteilung einen Sitzes für jede Präfektur. 
h)   2016?
 Es mehren sich die Stimmen, die davon ausgehen, dass vor der Wahl zum Oberhaus im 
Sommer 2016 wiederum das Unterhaus aufgelöst und am Tag der Oberhaus- auch eine Unter-
hauswahl angesetzt werde. Es ist aber zweifelhaft, ob die am 15.1.2016 veröffentlichten Vor-
schläge der vom Unterhaus eingerichteten Untersuchungskommission zum Wahlsystem des 
83 衆議院選挙制度に関する調査会 Shūgiin senkyo seido ni kan suru chōsakai 
84 第三者機関 Daisansha kikan
85 Original abgedruckt unter
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/494/085494_hanrei.pdf und
 http://www.courts.go.jp/app/files/hanrei_ jp/495/085495_hanrei.pdf
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Unterhauses bis zu dem Zeitpunkt so umgesetzt werden können, dass sie sich auf den anhal-
tenden Stimmwertunterschied auswirken. Immerhin empfiehlt die Untersuchungskommission 
die Beibehaltung des  parallelen Mehrheits- und Verhältniswahlsystems. Sie will die Sitze aus 
den Einpersonenwahlbezirken in den ruralen Gebieten um jeweils einen Sitz in folgenden 13 
Präfekturen senken: Aomori, Iwate, Miyagi, Niigata, Shiga, Mie, Nara, Hiroshima, Ehime, Na-
gasaki, Kumamoto, Kagoshima und Okinawa und gleichzeitig 7 weitere Sitze in den urbanen 
Präfekturen Chiba, Saitama, Tōkyō, Kanagawa und Aichi schaffen. Allerdings will sie auch die 
präferentielle Vergabe eines Sitzes an jede Präfektur beibehalten, aber die Wahlbezirke  nicht 
mehr nach den d`Hondtschen Verfahren, sondern nach dem Adams-Verfahren, bei dem die 
urbanen Wahlbezirke bevorzugt werden, vergeben. Schließlich bleibt sie bei der Überlegung, 
dass die Wahlbezirksgrenzen nur alle 10 Jahre nach der großen Volkszählung korrigiert wer-
den sollen, es sei denn, es ergebe sich zwischenzeitlich ein Stimwertunterschied von mehr als 
1:2; in diesem Fall soll die entsprechende Grenzkorrektur schon auf der Basis der fünfjährigen 
Volkszählung erfolgen. 
 
i)   Zusammenfassung und Auffälligkeiten
 Während früher die Wahlen zum Unterhaus nach der Neuregelung des Wahlsystems im 
Jahre 1994 wegen der Stimmwertdifferenz zwischen den einzelnen Einpersonenwahlbezirken 
nur hin und wieder angegriffen wurden und dabei vorzugsweise die Wahlbezirke, die tatsäch-
lich einen Stimmwertunterschied aufwiesen, der oberhalb der gesetzlichen Sollbestimmung 
von 1:2 lag, wurden in der letzten Zeit zusätzlich auch Wahlbezirke angegriffen, die einen 
geringeren oder gar keinen Stimmwertunterschied aufwiesen. Die Verfahren des Jahres 2015 
erfasste alle 295 Wahlbezirke. 
 Die in erster Instanz zuständigen Obergerichte waren inzwischen alle mit der Frage be-
fasst. Sie lassen in ihren Urteilen erkennen, dass sie den drei Prüfungsschritten folgen, die der 
Oberste Gerichtshof in seiner Entscheidung aus dem Jahre 1976 vorgegeben hat. Sie entschei-
den zügig und haben die Überzeugung vom weiten Ermessensspielraum des Gesetzgebers bei 
der Festlegung der Grenzen der Wahlbezirke weitgehend aufgegeben. In der Beurteilung der 
Stimmwertdifferenz urteilen sie zunehmend in Richtung Feststellung der Verfassungswidrig-
keit, vereinzelt erklären sie die Wahl sogar für unwirksam. Der Oberste Gerichtshof, in dessen 
Großen Spruchkörper fast alle Revisionen der Obergerichte verhandelt wurden, ist wesentlich 
zurückhaltender. Er begnügt sich mit der Feststellung „Zustand der Verfassungswidrigkeit“. 
Dabei wird nicht deutlich, warum der Stimmwertunterschied allein nicht schon die Verfas-
sungswidrigkeit begründet.
  Über die Neuverteilung der Wahlbezirke soll nach der gesetzlichen Regelung nur alle 
zehn Jahre nach der Großen Volkszählung entschieden werden. Die Bevölkerungsbewegung ist 
aber so schnell, dass damit nur mangelhafte Ergebnisse erzielt werden können. Von der Rege-
lung des Art. 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Einrichtung einer Kommission für die Festlegung 
der Wahlbezirke für die Unterhauswahl, der es zuletzt, dass die Kommission bei stärkeren 
Bevölkerungsbewegungen auch in kürzeren Abständen Empfehlungen ausspricht, ist, soweit 
ersichtlich, nie Gebrauch gemacht worden. Der einzige Ausweg ist die Neuverteilung der 
Wahlbezirke direkt vor der Neuwahl. 
 Die Anknüpfung an die Volkszählung ist dabei nicht nur aus zeitlichen Gründen fragwür-
dig. Sie liefert nur tatsächliche Daten: Wer wohnt wo? Außerdem beteiligen sich bei weitem 
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nicht alle Personen an der Volkszählung, weil es an wirklich vollstreckten Sanktionen für die 
Unterlassung fehlt. Bei der Wahl kommt es nur auf die rechtlichen Daten an: Wer ist wo ge-
meldet? Hat er dort ein Wahlrecht? Die Antworten entscheiden über die Versendung des Wahl-
berechtigungsscheins an die Adresse, die sich aus dem Einwohnermelderegister ergibt. Warum 
also werden nicht die Daten aus dem Einwohnermelderegister genommen, die zeitnah verfüg-
bar sind. 
 Das nicht alle Wahlberechtigten im Einwohnermelderegister, oder bei den Auslandsjapa-
nern im entsprechenden Auslandsjapanerregister verzeichnet sind, ist dabei irrelevant. Diese 
Personen verzichten freiwillig auf ihr Wahlrecht. Es gibt die unterschiedlichsten Gründe für 
die Unterlassung einer Eintragung, die im Inland natürlich rechtswidrig ist, aber auch kaum 
sanktioniert wird. Das hat sich Ende des Jahres 2015 erneut gezeigt, als in Vorbereitung für die 
Karte, die in Japan als Personalausweis Verwendung finden soll86, postalisch eine vorläufige 
Karte87 zugestellt werden sollte. Über 6% der Postsendungen konnten nicht zugestellt werden. 
 Ist das Einwohnermelderegister die Basis für die Festlegung der Wahlbezirke, stellt sich 
die weitere Frage, ob auf die dort registrierte Zahl der Bevölkerung oder die der Wahlberech-
tigten abzustellen ist. Es ist durchaus vertretbar, an die Bevölkerung anzuknüpfen, weil die 
Mandatsträger nach Art. 43 der Verfassung das gesamte Volk vertreten. Am Wahltag wird dann 
aber doch für die Feststellung des Stimmwertunterschiedes nur an die Wahlberechtigten ange-
knüpft, die sich aus dem Einwohnermelderegister ergeben. Zwar wird es, in Verhältniszahlen 
ausgedrückt, zwischen der Bevölkerung zweier Wahlbezirke und der Wahlberechtigten dieser 
Wahlbezirke keinen großen Unterschied geben, aber eine einheitliche Anknüpfung an das eine 
oder andere ist in jedem Fall zu befürworten. 
 Es ist auch fraglich, ob die jetzt bestehende Sollgrenze bei Stimmwertunterschieden von 
1:2 Bestand haben kann. Immerhin bedeutet das, dass jedenfalls in bestimmten Wahlbezirken 
doppelt soviel Stimmen für einen Sitz im Unterhaus erforderlich werden können als in einem 
anderen. Die Grenze scheint eher zufällig gezogen, auch wenn sie schon eine Verbesserung 
gegenüber 1:3 darstellt, was von der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs noch über das 
Jahr 1994 hinaus für angemessen erachtet wurde. Die Gleichheit der Wahl gebietet das auch 
von der Kampagne gegen die Obersten Richter verlangte Verhältnis von 1:1.
 Vom Denken innerhalb der Präfekturen wird man sich verabschieden müssen. Es wird  in 
Kürze Präfekturen geben, die nicht einmal mehr einen Wahlbezirk rechtfertigen. Das heisst, 
dass die tatsächliche Verteilung der Wahlbezirke sich von dem gegenwärtigen Verfahren verab-
schieden und auch die Existenz von präfekturalen Wahlkommissionen in Frage gestellt werden 
muss. Der Vorschlag der Untersuchungskommission von Anfang 2016 geht also in die falsche 
Richtung. Regionale Aspekte können auf anderem Wege in die Gesetzgebungsarbeit einge-
bracht werden. Das könnte zum Beispiel eine wichtige Aufgabe für das Oberhaus sein.  
 Es ergibt sich schließlich die Frage, ob die Kommission für die Festlegung der Wahlbe-
zirke für die Wahl zum Unterhaus organisatorisch richtig verortet ist. Es geht um die Wahlen 
zum Unterhaus. Also ist die Verortung in der Legislative, dem Parlament, richtig. Tatsächlich 
werden alle Gesetze, die die Rechtsstellung der Abgeordneten betreffen, durch Gesetzentwürfe 
aus der Mitte des Parlaments und nicht durch die Regierung, die ebenfalls das Gesetzesinitia-
86 個人番号カ ドー Kojin bangō kādo
87 通知カ ドー Tsūchi kādo
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tivrecht hat, eingebracht. Die genannte Kommission aber ist im Kabinettsamt verortet. Deshalb 
war es der Regierung auch möglich, die Arbeit der Kommission nach der Großen Volkszäh-
lung des Jahres 2010 zu stoppen und erst im November 2012 wieder ihre Arbeit aufnehmen zu 
lassen. Diesem Umstand ist es auch zu verdanken, dass die Kommission, obwohl der Oberste 
Gerichtshof mehrfach die Regelung von Art. 3 Abs 2 des Gesetzes über die Einrichtung einer 
Kommission für die Festlegung der Wahlbezirke für die Wahl zum Unterhaus in Frage gestellt 
hat und die Änderung des Gesetzes über Wahlen in öffentliche Ämter im Jahre 2012 diese Re-
gelung beseitigt hat, unverändert an dem Verteilungsmaßstab festhält. 
IV.   Kritische Auseinandersetzung
 Schon 1962 war der Stimmwertunterschied Gegenstand von Gerichtsentscheidungen. In 
den vergangenen über 50 Jahren ist das Problem nicht grundlegend angegangen worden. Viel-
mehr kann man von einer Patt-Situation sprechen. Der Gesetzgeber begnügt sich mit den ge-
ringst möglichen Anpassungen der Wahlbezirke, die die rechtswidrige Situation nur für kurze 
Zeit beheben und der Oberste Gerichtshof akzeptiert das, in dem er in einer Art obiter dictum 
die Rechtswidrigkeit ausspricht, die Wahlen aber nicht für unwirksam erklärt. Der Souverän, 
das Wahlvolk, hat das Nachsehen. Dies rechtfertigt die Frage, woran es liegt. 
1.   Legislative
 Das Unterhaus macht sich, wenn überhaupt, sehr spät an den Ausgleich des Stimmwerts 
und schafft auch dann nur eine Änderung, die allenfalls kurzfristig eine rechtmäßige Wahl er-
möglicht. Das liegt an den Abgeordneten und den Parteien, die im Unterhaus vertreten sind. 
Die Abgeordneten, die im Einpersonenwahlbezirk gewählt werden, betrachten diesen Wahl-
bezirk als „ihren“ Wahlbezirk, in dem sie zeitlebens immer wieder antreten wollen und auch 
antreten müssen, weil nur der mehrfache Wahlerfolg den Zugang zu den Partei- und Minis-
terämtern öffnet. Sie wollen nach Möglichkeit den Wahlbezirk an eines ihrer Kinder weiterge-
ben, was tatsächlich vorkommt. Man spricht in Japan von einem Nachfolge-Problem88. Jede 
geographische Veränderung des Wahlbezirks oder gar dessen Aufhebung widersetzen sie sich 
deshalb mit allen zu Gebote stehenden Mitteln. 
 Die Parteien können auf die Veränderung oder gar Aufhebung eines Wahlbezirks nur da-
durch reagieren, dass sie dem Kandidaten des Einpersonenwahlbezirkes einen Platz auf der 
Block-Liste in der Listenwahl verschaffen. Deshalb sind die Parteien nicht nur gegen eine 
Aufhebung von Einpersonenwahlbezirken, sondern auch gegen die Verringerung der Sitze, die 
über die Liste vergeben werden. Dabei sind die großen Parteien naturgemäß störrischer als die 
kleinen, weil sie im Zweifel mehr Einpersonenwahlbezirke verlieren, die ihre Mitglieder sonst 
vielleicht für sich erorbert hätten. Die Anzahl der Sitze hat auch einen finanziellen Aspekt, 
weil sich die Parteien die Vergabe von Einpersonenwahlbezirken und Listenplätzen von den 
Bewerbern bezahlen lassen. Werden Wahlbezirke aufgehoben oder Plätze im Rahmen der Ver-
hältniswahl gekürzt, verringern sich die Einnahmen.
 Vor der Verfassung scheinen die Abgeordneten und Parteien wenig Respekt zu haben. Von 
dieser Seite ist also eine Besserung des Zustandes nicht zu erwarten. Hilfe kann nur vom Volk 
88 施主問題 Seshu mondai
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selbst oder einem anderen Organ der Gewaltenteilung kommen. 
2.   Souverän
 Ein Ausweg aus dieser Situation ist es, den Gesetzgeber von allen Gesetzgebungsrechten 
zu entkleiden, die mit den Abgeordneten selbst zu tun haben. Dazu gehört die Besoldung, die 
Regelung der Abgeordneten- und Parteienfinanzierung, aber auch die Regelung der Wahl und 
anderer Materien. Nur das entspricht dem auch in Japan geltenden Gewaltenteilungsprinzip. 
Die Gewalt Exekutive scheidet für diese Aufgabe aus, weil der Premierminister gemäß Art. 67 
Abs. 1 Satz 1 aus der Mitte des Parlaments und damit von den Abgeordneten gewählt wird und 
gemäß Art. 68 Abs. 1 der Verfassung auch mehr als die Hälfte der Mitglieder des Kabinetts 
aus Parlamentsabgeordneten bestehen müssen. Ob die Judikative, hier vor allem der Oberste 
Gerichtshof,  für diese Aufgabe geeignet ist, muss auch bezweifelt werden. Zwar regelt der 
Oberste Gerichtshof alle Angelegenheiten der Justiz selbst und verfügt damit auch über eine 
entsprechend große Verwaltung. Auch setzt er in eigenen Angelegenheiten Recht89. Aber die 
Auswahl der Obersten Richter erfolgt durch das Kabinett und ist damit sehr eng an Abgeord-
nete des Parlaments gebunden. 
 Es bleibt nur noch der Souverän selbst. Er könnte dieser gesetzgeberischen Aufgabe in 
Form einer Volksabstimmung nachkommen, die von einem besonderen Büro vorbereitet und 
durchgeführt würde. Die Volksabstimmung auf Staatsebene ist dem japanischen Recht auch 
nicht fremd. Sie ist beispielsweise für den Fall einer Verfassungsänderung durch Art. 96 Abs.1 
Satz 1 vorgesehen. 
 Dazu bedarf es indes einer Verfassungsänderung, die insbesondere die Regelung des Art. 
41 der Verfassung beseitigt, dass das Parlament das einzige Gesetzgebungsorgan ist, die Vor-
schrift des Art. 47 verändert, wonach die Wahlbezirke durch Gesetz (des Parlaments) bestimmt 
werden und eine entsprechende Volksabstimmung in der Verfassung verortet. Für eine Verfas-
sungsänderung aber ist gemäß dem schon zitierten Art. 96 Abs. 1 Satz 1 eine Mitwirkung des 
Legislative erforderlich, die schwerlich zu erreichen sein dürfte.  
3.   Judikative
 Die Erwartungen ruhen deshalb auf der Judikative, was schon durch die ständigen 
Wahlanfechtungsklagen seitens der zwei Rechtsanwaltsgruppen deutlich wird. Verlangt wird 
eine konsequente Handhabung des Prinzips der Gewaltenteilung.
 Die Judikative hat die rechtlichen Mittel, die Wahl jedenfalls in einem Wahlbezirk für 
unwirksam zu erklären. Das folgt aus Art. 204/205 des Gesetzes über die Wahlen in öffentli-
che Ämter. Dieser Rechtsbehelf ist aber erkennbar nur für den Fall gedacht, dass die für den 
Wahlbezirk zuständige Wahlkommission einen Fehler macht, der sich auf die Wahl auswirkt. 
Die Wahl in dem Wahlbezirk soll dann wiederholt werden. Die Erklärung der Unwirksamkeit 
soll auch zeitnah – innerhalb von 100 Tagen – erfolgen, sodass der Abgeordnete noch im Amt 
ist und die Wahl innerhalb von 40 Tagen nach der letztinstanzlichen Entscheidung wiederholt 
werden kann. 
 Die beiden Vorschriften gehen davon aus, dass eine rechtmäßige Wahl in den angegriffe-
89 Der japanische Begriff der Rechtsnorm lautet 規則 Kisoku, was nicht leicht in die deutsche Rechtssprache 
zu übersetzen ist, zumal es in Japan auch gleichnamige Verwaltungsvorschriften gibt.
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nen Wahlbezirken ohne vorherige Änderung der Rechtsgrundlagen möglich ist. Die Wahlwie-
derholung in diesen kann aber bei dem hier diskutierten Problem nicht zu einer rechtmäßigen 
Wahl führen, weil der Stimmwertunterschied nicht nur den in Rede stehenden Wahlbezirk 
erfasst, sondern die gesamte Wahl. Die Kläger haben in den genannten Verfahren ja auch nicht 
nur die Wahlbezirke angegriffen, in denen der Stimmwertunterschied die Regel von 1:2 über-
schritten hat. Auch wenn, wie in den Wahlanfechtungsklagen nach der Wahl des Jahres 2014 
alle Wahlbezirke angegriffen wurden, bleibt es bei diesem Mangel. Eine rechtmäßige Wieder-
holungswahl kann ohne vorherige Änderungen der Rechtsgrundlagen nicht erfolgen. 
 Es bedarf eines anderen, neuen, eigenständigen Rechtsbehelfs. Das Gericht sagt schon 
im Jahre 1976, wenn die Wahl in allen Wahlbezirken wegen Verstoßes gegen die Verfassung 
gemäß Art. 98 Abs. 1 als von Anfang unwirksam erklärt würde, hätten alle gewählten Abge-
ordneten ihr Mandat verloren. Es sei also niemand mehr da, der das rechtswirdige Gesetz über 
Wahlen in öffentliche Ämter korrigieren könnte. Diese  Rechtsfolge ist nach der Änderung 
des Wahlsystems 1994 nicht mehr so dramatisch. Denn wenn nur die Wahl in den Einperso-
nenwahlbezirken für unwirksam erklärt wird, verbleiben die Mandatsträger, die über die Liste 
gewählt wurden, gegenwärtig 180. Bei dieser Überlegung wird nicht verkannt, dass auch die 
Listenwahl wegen Stimmwertunterschieden angegriffen werden und aus demselben Grunde 
für unwirksam erklärt werden kann, auch wenn bisher ein solcher Prozess, soweit ersichtlich, 
noch nicht stattgefunden hat. 
 Ein Gedanke des Obergerichts Hiroshima, auch wenn er in einer Klage gemäß Art. 
204/205 des Gesetzes über die Wahl in öffentliche Ämter geäußert wurde und der in einem ab-
weichenden Votum eines Obersten Richters ebenfalls erkennbar wird, versucht, an dieser Stelle 
zu helfen. Die Unwirksamkeit der gesamten Wahl und des damit einhergehenden Mandatsver-
lusts aller Abgeordneter wird unter die aufschiebende Bedingung gestellt, dass es den im Amt 
verbleibenden Abgeordneten nicht gelingt, innerhalb einer vorgegebenen Frist das Gesetz über 
die Wahl in öffentliche Ämter so zu reformieren, dass Wahlen rechtmäßig stattfinden können. 
Das würde den Druck auf den Gesetzgeber erheblich erhöhen. 
 Aber selbst, wenn die Unwirksamkeit sowohl der Mehrheits- als auch der Verhältniswahl 
eintreten würde und damit kein Unterhaus bestünde, wäre Japan nicht ohne Parlament. Das 
Oberhaus ist ein ständiges Organ, dass zur Gesetzgebung zur Verfügung steht. Ohne Existenz 
des Unterhauses ist eine Funktion des Oberhauses gemäß Art. 54 Abs 2 und 3 der Verfassung 
in Notstandsfällen vorgesehen. Der Begriff Notstand ist auslegungsfähig. 
 Der Oberste Gerichtshof sucht nach einem dritten Weg, der es ihm ermöglicht, wenig-
stens eine Beurteilung der Rechtslage abzugeben. Das klingt zwar wie ein unzulässiges obiter 
dictum, weil die Klage ja als unbegründet abgewiesen wird. Aber die entsprechend angewand-
te Vorschrift aus dem Gesetz über den Prozess in Verwaltungssachen lässt eine solche Inter-
pretation vielleicht zu.  Die Frage, die sich an dieser Stelle stellt, ist aber, ob die Gerichte nicht 
auf der Basis des Art. 32 der Verfassung, nach der niemand seines Rechts auf gerichtliche Ent-
scheidung beraubt werden darf, verpflichtet sind, eine Wahlanfechtungsklage zu konstruieren, 
mit der der Wähler Verfassungverstöße, die die rückwirkende Unwirksamkeit gemäß Art. 98 
Abs. 1 nach sich ziehen, rügen kann. Das Gericht müsste dann allerdings auch selbst regeln, 
welche Folgen ein solches Urteil hätte. Es ist auch nicht nur die Rechtsweggarantie, die eine 
solche Überlegung nahelegt. Auch die in Japan anerkannte Gewaltenteilung zwingt die Ge-
richte zu einer Kontrolle der übrigen Gewalten. Will man beide Grundsätze Rechtsweggarantie 
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und Gewaltenteilung verteidigen, ist dieses Vorgehen rechtlich geboten. Es ist aber auch des-
halb vonnöten, weil mit der Zurückhaltung der Gerichte eine erhebliche Rufschädigung und 
ein Vertrauensverlust einhergeht. 
V.   Ergebnis
 Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen dürfte deutlich geworden sein, dass die 
Öffentlichkeitskampagne gegen die Richter des Obersten Gerichtshofs ein wenn auch nicht 
sehr erfolgversprechender, so doch ein gangbarer Weg ist, um das öffentliche Bewusstsein 
dafür zu stärken, dass die Richter des Obersten Gerichtshofs dem Verfassungsgrundsatz der 
Demokratie unterworfen sind und gleichzeitig ein gleichwertiges Verfassungspostulat zu ver-
wirklichen haben, das Rechtsstaatsprinzip, das hier in seinen beiden Ausprägungen Rechts-
weggarantie und Gewaltenteilung auf dem Spiel steht. 
